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1 Ausgangslage

Die Schweizer Politik hat sich in den letzten zehn Jahren zunehmend darauf ausgerichtet, 
Flüchtlinge, vorläufig Aufgenommene und – ab 2022 – auch Personen mit Schutzstatus S mög­
lichst früh in den Arbeitsmarkt einzugliedern. Wesentliche Instrumente sind dabei die Vereinfa­
chung des Arbeitsmarktzugangs, die Umsetzung der Integrationsagenda Schweiz IAS sowie 
gezielte Integrationsprogramme wie die Integrationsvorlehre INVOL oder das Programm S. Die 
eingeleiteten Massnahmen wurden prozessbegleitend evaluiert. Die bisher verfügbaren Daten 
deuten darauf hin, dass die Erwerbsbeteiligung von Personen aus dem Asylbereich deutlich 
erhöht werden konnte.

Verschiedene Massnahmen, mit denen der Bundesrat darauf hinzielte, die Erwerbstätigkeit von 
Personen aus dem Asyl- und Ausländerbereich zu fördern, sollen nun in den Verordnungen 
über die Integration von Ausländerinnen und Ausländer (VIntA) bzw. über die Zulassung, Auf­
enthalt und Erwerbstätigkeit (VIntA) verankert resp. präzisiert werden. Der Schwerpunkt liegt 
dabei auf der Förderung der Erwerbstätigkeit von «vorübergehend Schutzbedürftigen», d.h. auf 
Personen mit Schutzstatus S, die nach fünf Jahren Aufenthalt in der Schweiz eine befristete 
Aufenthaltsbewilligung erhalten.1 Daneben enthält die Vorlage auch Massnahmen für Asylsu­
chende, anerkannte Flüchtlinge und vorläufig aufgenommene Personen, für spät eingereiste 
Personen aus dem Familiennachzug und für mutmassliche Opfer und Zeuginnen und Zeugen 
von Menschenhandel. 

2 Auswirkungen auf spezifische Personengruppen 

2.1 «Vorübergehend Schutzbedürftige»

• Neu wird der Integrationsauftrag für «vorübergehend Schutzbedürftige ohne Aufent­
haltsbewilligung» – in der VIntA verankert (Art. 21b VE-VIntA).2 

1 Der Bundesrat hat an seiner Sitzung vom 8. Oktober 2025 beschlossen, den Schutzstatus S nicht vor dem 4. März 2027 aufzuheben. 2027 wer­
den rund 46 000 Personen mit Schutzstatus S die 5-Jahresfrist erreichen. Für diese Gruppe wird aktuell geklärt, wie der Übergang umgesetzt 
werden soll. 

2 Die gesetzlichen Grundlagen des AIG sehen keinen expliziten Integrationsauftrag für «Schutzbedürftige ohne Aufenthaltsbewilligung» vor. Um 
Schutzbedürftigen ohne Aufenthaltsbewilligung die Teilnahme am gesellschaftlichen Leben in der Schweiz trotzdem zu ermöglichen, verab­
schiedete der Bundesrat am 13. April 2022 das Programm S. Das Programm S kann jedoch mangels Rechtsgrundlage nicht vollständig in die 
Kantonalen Integrationsprogramme KIP bzw. in die Integrationsagenda Schweiz IAS überführt werden.
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• Für die Integration von «vorübergehend Schutzbedürftigen ohne Aufenthaltsbewilli­
gung» zahlt der Bund den Kantonen Beiträge aus den «Programmen und Projekten von 
nationaler Bedeutung PPnB» (Art. 21b VE-VIntA).3

• Die Kantone können die Beiträge, die im Rahmen von «Programmen und Projekten von 
nationaler Bedeutung PPnB» für «Schutzbedürftige ohne Aufenthaltsbewilligung» aus­
bezahlt werden, für Massnahmen zur Integration von Personen einsetzen, die um vor­
übergehenden Schutz ersuchen (Art. 21b Abs. 1 VE-VIntA).4 Die Kantone können für 
diese Personengruppe die ganze Palette der Integrationsmassnahmen einleiten (Art. 
21b Abs. 2 VE-VIntA).5 

• Verbindlich geregelt wird auch, wie die Kantone im Falle der Aufhebung des «vorüber­
gehenden Schutzes für Personen ohne Aufenthaltsbewilligung» mit den verbleibenden 
Mitteln aus den Programmen und Projekten von nationaler Bedeutung PPnB verfahren 
müssen (Art. 19 Sachüberschrift und Abs. 4 VIntA).6

• Die Aufnahme einer vorübergehenden Erwerbstätigkeit ist für Personen mit einem hän­
gigen Schutzgesuch nach der Zuweisung in einen Kanton möglich, sie untersteht je­
doch einer kantonalen Bewilligungspflicht (Art. 53 Abs. 3 VZAE). Diese Personen­
gruppe wird damit analog zu Asylsuchenden behandelt, denen die Ausübung einer Er­
werbstätigkeit nach Austritt aus den BAZ gewährt werden kann.7

• Für jede «vorübergehend schutzbedürftige Person mit Aufenthaltsbewilligung» wird den 
Kantonen neu eine einmalige Integrationspauschale ausbezahlt (Art. 15 Abs. 1 VIntA). 
Die Höhe entspricht der Integrationspauschale für vorläufig aufgenommene Personen 
und anerkannte Flüchtlinge.

• Für «Schutzbedürftige mit Aufenthaltsbewilligung» wird der Integrationsauftrag präzi­
siert. Sie gehören neu explizit zu den Zielgruppen der Massnahmen zur Förderung der 
Erstintegration Art. 14a Abs. 1 und 3). 

• «Vorübergehend schutzbedürftige Personen» sollen künftig der öffentlichen Arbeitsver­
mittlung gemeldet werden. Dazu soll zu einem späteren Zeitpunkt Art. 53 Abs. 5 AIG 
ergänzt werden.8

2.2 Asylsuchende im erweiterten Verfahren

• Für Asylsuchende im erweiterten Verfahren sollen die Kantone die ganze Palette von 
Erstintegrationsmassnahmen – Erstinformation und Integrationsförderbedarf, durchge­
hende Fallführung sowie Potenzialabklärung, Sprache und Bildung, Ausbildungs- und 
Arbeitsmarktfähigkeit, Sprache und Bildung in der frühen Kindheit, Zusammenleben 
(Art. 14a Bst. a-f) – mit Mitteln aus den Integrationspauschalen finanzieren können (Art. 

3 Für die Integration von Personen mit Schutzstatus S erhielten die Kantone im Rahmen der Unterstützungsmassnahmen des Programm S bisher 
einen monatliche Beiträge von 250 Franken/Person. 

4 Im Dezember 2025 waren rund 5000 Personen in einem hängigen Verfahren um vorübergehenden Schutz.
5 Bisher waren Massnahmen zur Erstintegration in den Bereichen Ausbildung und Arbeitsmarktfähigkeit vor dem Entscheid über den vorüberge­

henden Schutz nicht möglich. 
6 Bisher erhielten die Kantone für die Integration von «Schutzbedürftigen ohne Aufenthaltsbewilligung» vom Bund keine Integrationspauschale. Das 

Staatssekretariat für Migration (SEM) unterstützte die Kantone in Form von «Unterstützungsmassnahmen im Rahmen des Programm S mit mo­
natlichen Beiträgen. Das Programm S wurde im Rahmen der «Programme und Projekte von nationaler Bedeutung PPnB umgesetzt (Art. 58 
Abs. 3 AIG).

7 Zum Zeitpunkt der Inkraftsetzung von Art. 75 AsylG ging der Gesetzgeber davon aus, dass Gesuchstellende ohne grössere Verzögerung vor­
übergehend Schutz erhalten würden. Seither ist das Verfahren komplexer und aufwändiger geworden: Das SEM muss die Anspruchsvoraus­
setzungen und bestehende Schutzalternativen prüfen. Die Verzögerungen zwischen Gesuchstellung und Gewährung des vorübergehenden 
Schutzes haben eine Klärung bezüglich Erwerbstätigkeit während des Verfahrens nötig gemacht. 

8 Der Bundesrat hat dazu eine Vernehmlassung durchgeführt und wird 2026 zuhanden des Parlaments eine Botschaft verabschieden.
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15a VE-VIntA). Den Kantonen steht es frei, Asylsuchende im erweiterten Verfahren bei 
der Stellen- oder Lehrstellensuche mit den Mitteln des Bundes aktiv zu unterstützen.9

2.3 Anerkannte Flüchtlinge und vorläufig aufgenommene Personen

• Die Kantone regeln das Verfahren zur Meldung von Stellensuchenden anerkannten 
Flüchtlingen und vorläufig aufgenommenen Personen bei der Arbeitsvermittlung. Ge­
meldet werden Personen, die gestützt auf eine Abklärung als «ausreichend arbeits­
marktfähig» beurteilt werden (Art. 9 Abs. 2 VE-VIntA).10

2.4 Anerkannte Flüchtlinge, vorläufig aufgenommene Personen, Personen mit Schutz­
status S und späteingereiste Personen aus dem Familiennachzug aus EU/EFTA- 
und Drittstaaten.

• Das Pilotprogramm Integrationsvorlehre (INVOL) soll in ein auf Dauer ausgelegtes Bun­
desprogramm überführt werden (Art. 21a VE-VIntA).

• Die Finanzierung von INVOL soll verstetigt werden. Das SEM unterstützt die Vorberei­
tung von Ausländerinnen und Ausländern auf die berufliche Grundbildung (Integrations­
vorlehre) einschliesslich der vorgelagerten Massnahmen mit Mitteln aus den «Program­
men und Projekten von nationaler Bedeutung PPnB» (Art 21a Abs. 1 VE-VIntA). Die 
Kantone beteiligen sich ihrerseits an der Finanzierung der Integrationsvorlehren (Art. 
21a Abs. 4 VE-VIntA).

• Das Staatsekretariat für Migration SEM legt die Grundlagen und Rahmenbedingungen 
der Integrationsvorlehren fest. In Zusammenarbeit mit den interessierten Branchenver­
bänden, den Organisationen der Arbeitswelt und den Kantonen entwickelt das SEM das 
Programm weiter (Art. 21a Abs. 3 VE-VIntA)

• Die Integrationsvorlehren sollen auch künftig auf spezifische Berufsfelder ausgerichtet 
sein (Art 21a Abs. 2).

2.5 Mutmassliche Opfer und Zeuginnen und Zeugen von Menschenhandel 

• Die Migrationsämter können massgeblichen Opfern und Zeuginnen und Zeugen von 
Menschenhandel für die Dauer der Ermittlungs- und Gerichtverfahren neu eine befris­
tete Aufenthaltsbewilligung ausstellen, wenn das Verfahren mehr als zwei Jahre dauert 
(Art. 36 Abs. 2bis VE-VZAE).11 

• Opfer und Zeuginnen und Zeugen von Menschenhandel mit der befristeten Aufenthalts­
bewilligung können unter gewissen Voraussetzungen einer Erwerbstätigkeit nachgehen 
(Art 36 Abs. 4 VZAE).

9 Die Kantone haben schon heute die Möglichkeit, die Erstintegration von Asylsuchendenden im erweiterten Verfahren zu fördern. Bisher be­
schränkte die Möglichkeiten auf Sprach- und Bildungsangebote für Erwachsene und Kinder (Art. 14a Bst. c und e).

10 Mit einer Meldung bei der öffentlichen Arbeitsvermittlung wird anerkannten Flüchtlingen und vorläufig aufgenommenen Personen der Zugang zu 
den Dienstleistungen der RAV (Beratung, Vermittlung und ggf. arbeitsmarktliche Massnahmen gemäss Art. 59d des Arbeitslosenversicherungs­
gesetz AVIG) erleichtert. Die konkrete Ausgestaltung resp. Umsetzung der Meldepflicht liegt in der Zuständigkeit der Kantone. Bisher galt die 
Meldepflicht für Personen, die als «arbeitsmarktfähig» beurteilt wurden. Neu sollen Sozialhilfebehörden, Integrationsförderung und öffentliche 
Arbeitsvermittlung ein gemeinsames Verständnis entwickeln, wie «ausreichend arbeitsmarktfähig» eruiert und der Eintritt in die öffentliche Ar­
beitsvermittlung gestaltet werden soll. Die Konkretisierung des Begriffs «ausreichend arbeitsmarktfähig» soll in einem kontinuierlichen Dialog 
zwischen den zuständigen Behörden erfolgen, «um eine wirksame Integration in den Arbeitsmarkt sicherzustellen. Zentral ist dafür ein gemein­
sames Verständnis zum Begriff «ausreichend arbeitsmarktfähig». Orientierung bieten soll u.a. die von SEM und SECO erarbeiteten Handlungs­
empfehlungen (Erläuternder Bericht, S. 11).

11 Die Migrationsbehörde des Kantons, in der die Tat begangen wurde, erteilt für die voraussichtliche Dauer der polizeilichen Ermittlung oder des 
Gerichtsverfahrens dem Opfer und Zeuginnen und Zeugen von Menschenhandel für den befristeten Aufenthalt eine Kurzaufenthaltsbewilligung. 
Kurzaufenthaltsbewilligungen werden für befristete Aufenthalte ist zu einem Jahr erteilt und können auf zwei Jahre verlängert werden. Wenn 
das Strafverfahren wegen Menschenhandel mehr als zwei Jahre dauert und die Anwesenheit des Opfers und der Zeuginnen und Zeugen not­
wendig ist, erteilen die kantonalen Migrationsbehörden danach eine befristete Aufenthaltsbewilligung.
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3 Zu den einzelnen Bestimmungen

3.1 Meldung von stellensuchenden anerkannten Flüchtlingen und vorläufig aufgenom­
menen Personen (Art. 9 Abs. 2 VE-VIntA)

Sozialhilfebehörden, Integrationsförderung und öffentliche Arbeitsvermittlung werden ein 
gemeinsames Verständnis entwickeln, wie «ausreichend arbeitsmarktfähig» eruiert und 
der Eintritt in die öffentliche Arbeitsvermittlung gestaltet werden soll. 

Die EKM unterstützt, dass Personen auf der Grundlage einer vorgängigen Abklärung als 
«ausreichend arbeitsmarktfähig» beurteilt werden müssen, bevor sie der öffentlichen Ar­
beitsvermittlung gemeldet werden (Art. 52 Abs. 5 AIG und Art. 9 Abs.1 VIntA).

3.2 Förderung der Erstintegration (Art. 14a Abs. 1 und 3 VE-VIntA) 

Die Förderung der Erstintegration, die bisher anerkannten Flüchtlingen und vorläufig auf­
genommen Personen vorbehalten war, soll neu auf schutzbedürftige Personen mit Auf­
enthaltsbewilligung ausgeweitet und präzisiert werden. 

→ Die EKM begrüsst die Ausweitung und Präzisierung ausdrücklich. 

Bereits in ihrer Stellungnahme zum Bundesprogramm «Unterstützungsmassnahmen von 
Personen mit Schutzstatus S» (Programm S) vom 1. April 202212 weist die EKM mit 
Nachdruck darauf hin, dass die Förderung der Integration möglichst früh einsetzen muss, 
um 

• die Arbeits- und Bildungsfähigkeit, 

• die Rückkehrfähigkeit, und

• die Integrationsfähigkeit von geflüchteten Personen 

zu erhalten.

Dafür sind aus ihrer Sicht gezielte Unterstützungsmassnahmen nötig, und zwar 

• für die Dauer des Aufenthaltes, 

• im Hinblick auf eine allfällige Rückkehr, 

• sowie im Hinblick auf die Integration all jener Personen, die längerfristig in der 
Schweiz bleiben werden.

In ihrer Stellungnahme zur «Förderung der Erwerbstätigkeit von Personen mit Schutz­
status S und Zulassungserleichterungen für in der Schweiz ausgebildete Drittstaatsan­
gehörige» vom 29. Mai 2025 betont die EKM einmal mehr die Wichtigkeit, Personen mit 
Schutzstatus S – ungeachtet, ob und wann sie in ihr Herkunftsland zurückkehren, rasch 
in den regulären Prozess der Erstintegration zu führen. Sie forderte, dass die Leistun­
gen, die für anerkannte Flüchtlinge und vorläufig aufgenommene Personen gemäss In­
tegrationsagenda Schweiz IAS gelten, auf die Personengruppe mit Schutzstatus S aus­
geweitet werden. 

Aus Sicht der EKM stellt die diesbezügliche Verordnungsänderung eine konsequente 
Umsetzung ihrer Forderung dar.

12 https://www.ekm.admin.ch/dam/de/sd-web/ida3shJ9dFZg/pos-konsultation-bundesprogramm-s-d.pdf

https://www.ekm.admin.ch/de/2022-04-08-d
https://www.ekm.admin.ch/de/2022-04-08-d
https://www.ekm.admin.ch/de/2025-06-11-d
https://www.ekm.admin.ch/de/2025-06-11-d
https://www.ekm.admin.ch/de/2025-06-11-d
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3.3 Verwendung der Integrationspauschale für Asylsuchende im erweiterten Verfah­
ren (Art. 15a VE-VintA)

Bereits heute liegt es in der Kompetenz der Kantone die Mittel aus den Integrationspau­
schalen für Massnahmen zur Erstintegration von Asylsuchenden im erweiterten Verfah­
ren zu nutzen. Sie können damit Massnahmen in den Bereichen «Sprache und Bildung» 
und «Sprache und Bildung in der frühen Kindheit» fördern. Der neue Art. 15a VE-VIntA 
gibt den Kantonen nun die Möglichkeit, mit den Mitteln aus den Integrationspauschalen 
die gesamte Palette von Erstintegrationsmassnahmen zu finanzieren – auch die Erstin­
formation und den Integrationsförderbedarf, die durchgehende Fallführung und die Po­
tenzialabklärung, die Ausbildungs- und Arbeitsmarktfähigkeit und das Zusammenleben. 
Der Bund stellt den Kantonen dafür jedoch keine zusätzlichen Mittel zur Verfügung. Die 
Kantone tragen bei einem negativen Asylentscheid mit anderen Worten die Kosten für 
die getätigten Investitionen in die Integration selbst. Damit besteht das Risiko, dass die 
Kantone die Erstintegration von Asylsuchenden im erweiterten Verfahren zwar stärker 
fördern könnten, es jedoch aufgrund der Risikoabwägung trotzdem nicht tun werden. 

→ Die EKM begrüsst, dass die Kantone ermächtigt werden, auch bei Asylsuchenden im 
erweiterten Verfahren umfassende Massnahmen zur Erstintegration mit Bundesbeiträ­
gen zu fördern. Damit alle Kantone von dieser Möglichkeit Gebrauch machen, empfiehlt 
die EKM diese zu verpflichten, für Integrationsmassnahmen zugunsten von Asylsuchen­
den im erweiterten Verfahren Mittel aus den Integrationspauschalen zu verwenden.

3.4 Rückerstattung finanzieller Beiträge (Art. 19 Abs. 4 VE-VintA)

Art. 19 Abs. 4 VE-VintA regelt, was mit den geleisteten Bundesbeiträgen für Schutzbe­
dürftige ohne Aufenthaltsbewilligung passiert, wenn der Schutzstatus S aufgehoben wird: 
Die Kantone dürfen dann keine neuen Massnahmen mehr starten und müssen über­
schüssige Bundesbeiträge zurückerstatten. 

→ Die EKM vertritt den Standpunkt, dass die Rückerstattung der überschüssigen Bun­
desbeiträge die Planungssicherheit der Kantone unnötig stark einschränkt. Umsetzungs­
massnahmen für Schutzbedürftige ohne Aufenthaltsbewilligung, die bereits vor der Auf­
hebung aufgegleist wurden, müssen abgeschlossen werden können. Am Tag der Aufhe­
bung verlassen nicht alle Personen mit Schutzstatus S die Schweiz. Zudem gibt die EKM 
zu bedenken, dass mit der Weiterführung der Massnahmen nicht nur die Integration, son­
dern auch die Rückkehrfähigkeit (dual intent) gefördert wird.

3.5 Bundesprogramm Integrationsvorlehre (Art. 21a VE-VintA)

Die Finanzierung der Integrationsvorlehre INVOL (inkl. der vorgelagerten Massnahmen) 
wird neu in der VIntA geregelt. Das Staatssekretariat für Migration SEM unterstützt die 
Vorbereitung von Ausländerinnen und Ausländern auf die berufliche Grundbildung im 
Rahmen eines Bundesprogramms von nationaler Bedeutung PPnB. Die Kantone beteili­
gen sich an der Finanzierung.

Das SEM legt die Grundlagen und Rahmenbedingungen der Integrationsvorlehren fest 
und bezieht dabei die Programmpartner der Wirtschaft und der Kantone mit ein, insbe­
sondere die Branchenverbände, die Organisationen der Arbeitswelt und die kantonalen 
Bildungsbehörden. 

→ Die EKM begrüsst, dass die Integrationsvorlehre INVOL mit der entsprechenden Fi­
nanzierung verstetigt wird. INVOL leistet einen wichtigen Beitrag zur beruflichen Integra­
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tion von ausländischen Jugendlichen und jungen Erwachsenen, welche über keinen an­
erkannten Abschluss auf Sekundarstufe II verfügen. Den hohen integrationspolitischen 
Nutzen bestätigen auch die Ergebnisse der Evaluation.13 

→ In ihrer Stellungnahme zur «Erleichterung der selbständigen Erwerbstätigkeit, Berück­
sichtigung des Lebensmittelpunkts und Zugriffe auf Informationssysteme» vom 27. März 
2024 hebt die EKM hervor, dass es für Frauen aus aussereuropäischen Ländern, die 
über den Asylweg oder im Rahmen der Familienzusammenführung in die Schweiz ein­
reisen, anspruchsvoll ist, Beruf und Familie zu vereinbaren, weil ihnen oft familiäre und 
soziale Unterstützungsnetze fehlen. Verschiedene Studien zeigen, dass fehlende oder 
teure Betreuungsangebote für die Arbeitsmarktintegration geflüchteter Frauen häufig ein 
Hindernis darstellen. Zwar anerkennt die EKM, dass der Frauenanteil im Programm IN­
VOL kontinuierlich angestiegen ist und inzwischen 42 Prozent erreicht. Doch müssen aus 
ihrer Sicht im Rahmen der Weiterentwicklung von INVOL Rahmenbedingungen geschaf­
fen werden, die es geflüchteten Frauen erlauben, Beruf, Familienarbeit und Kinderbe­
treuung besser miteinander zu vereinbaren.

→ Bund und die Kantone teilen sich die Kosten für das Programm INVOL. Von Seiten 
Bund erfolgte die Finanzierung bisher über die Mittel für «Programme und Projekte von 
nationaler Bedeutung PPnB». Dies war aus Sicht der EKM gerechtfertigt, zumal Pro­
gramme auf nationaler Ebene Impulse setzten und sich durch ihren experimentellen Cha­
rakter auszeichnen. Da INVOL nun verstetigt wird, ändert sich die Sachlage: Es ist nicht 
Sinn und Zweck der  PPnB Angebote zu finanzieren, die eigentlich von der Regelstruktur 
getragen werden müssten. 

3.6 Integrationsförderung von Schutzbedürftigen ohne Aufenthaltsbewilligung sowie 
von Personen, die um vorübergehenden Schutz ersuchen (Art. 21b VE-VIntA)

Um die Teilnahme am wirtschaftlichen Leben von Personen mit Schutzstatus S zu fördern, 
verabschiedete der Bundesrat am 13. April 2022 das «Programm S». Aufgrund der mangeln­
den Rechtsgrundlage wurde dieses Programm jedoch nicht vollständig in die kantonalen Inte­
grationsprogramme KIP überführt. Für Personen mit Schutzstatus S – neu: «Schutzbedürftige 
ohne Aufenthaltsbewilligung» – erhielten die Kantone vom Bund bislang auch keine Integrati­
onspauschale. Die finanziellen Beiträge wurden über Programme und Projekte von nationaler 
Bedeutung PPnB abgegolten (Art. 58 AIG, Abs 3).

In ihrer Stellungnahme zur «Förderung der Erwerbstätigkeit von Personen mit Schutzstatus S 
und Zulassungserleichterungen für in der Schweiz ausgebildete Drittstaatenangehörige» vom 
29. Mai 2025 präsentierte die EKM strategische Überlegungen zur Weiterentwicklung des Sta­
tus S. Dabei empfahl sie u.a., für die Integrationsförderung von Personen mit Schutzstatus S 
eine angemessene Rechtsgrundlage zu schaffen. 

→ Die EKM begrüsst, dass der Integrationsauftrag für «Schutzbedürftige ohne Aufent­
haltsbewilligung» neu in der VIntA verankert wird. Die Integrationsmassnahmen wer­
den für diese Personengruppe auch weiterhin über Mittel für Programme und Projekten 
von nationaler Bedeutung (PPnB) abgegolten.14 

13 Vgl. Schlussbericht der Pädagogischen Hochschule Bern (Juli 2005), «Nationale Evaluation INVOL».
14 Auch im Falle von Schutzbedürftigen mit Aufenthaltsbewilligung ist der rechtlich festgesetzte Integrationsauftrag lückenhaft. Beispielsweise gehö­

ren Schutzbedürftige nicht zur abschliessend aufgezählten Zielgruppe von Massnahmen zur Förderung der Erstintegration gemäss Art. 14a 
VIntA. Nach fünf Jahren erhalten Schutzbedürftige eine bis zur Aufhebung des vorübergehenden Schutzes befristete Aufenthaltsbewilligung 

Schlussbericht%20der%20P%C3%A4dagogischen%20Hochschule%20Bern%20(Juli%202005),%20
https://www.ekm.admin.ch/dam/de/sd-web/oac08c1cglUL/stgn-vnl-aig-d.pdf
https://www.ekm.admin.ch/dam/de/sd-web/oac08c1cglUL/stgn-vnl-aig-d.pdf
https://www.ekm.admin.ch/de/2025-06-11-d
https://www.ekm.admin.ch/de/2025-06-11-d
https://www.sem.admin.ch/dam/sem/de/data/integration/ausschreibungen/2018-integrvorlehre/schlussber-evaluation-invol.pdf.download.pdf/schlussber-evaluation-invol-d.pdf
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Die EKM begrüsst zudem, dass die Kantone die Mittel für die ganze Palette von Mass­
nahmen zur Förderung der Erstintegration verwenden können (Art. 14a Abs. 3 VE-
VIntA).

3.7 Aufenthalt von Opfern und Zeuginnen und Zeugen von Menschenhandel (Art. 36 
Abs. 2 – 2ter VE-VZAE)

Bisher erteilte die Migrationsbehörde des Kantons, in dem eine Tat im Bereich des Menschen­
handels begangen wurde, für die Dauer der polizeilichen Ermittlungen oder des Gerichtsver­
fahrens eine Kurzaufenthaltsbewilligung.

Neu soll die Migrationsbehörde in Gerichtsverfahren, die länger als zwei Jahre dauern, für die 
voraussichtliche Dauer der Ermittlung oder des Verfahrens eine Aufenthaltsbewilligung aus­
stellen können. 

→ Die EKM begrüsst diese Änderung in der VZAE ausdrücklich. Sie unterstützt eine einheitli­
che Praxis in den Kantonen. 

→ Die Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung für Opfer sowie Zeuginnen und Zeugen von 
Menschenhandel ist zweckgebunden und kann nach Abschluss der polizeilichen Ermittlungen 
oder des Gerichtsverfahrens aufgehoben oder nichtverlängert werden. Die EKM betont, dass 
sich eine Aufhebung oder Nichtverlängerung nicht allein auf den Wegfall des Bewilligungs­
zwecks stützen darf, sondern dass eine eigenständige menschen- und grundrechtliche Prü­
fung vorgenommen werden muss.

3.8 Schutzbedürftige (Art. 53 Abs. 3 VE-VZAE)

Mit der geplanten Bestimmung sollen Schutzbedürftige künftig einen besseren Zugang zum 
Arbeitsmarkt erhalten. Sie sollen bereits während des laufenden Verfahrens und nicht erst nach 
dem formellen Entscheid arbeiten können. Dadurch dass der Bundesrat Personen bereits wäh­
rend des Verfahrens zur Gewährung des vorübergehenden Schutzes Zugang zur Erwerbstä­
tigkeit gewähren kann, unterstützt er die Erwerbstätigkeit dieser Personengruppe zusätzlich.

→ Die EKM begrüsst diese Anpassung. Mit der Angleichung der Bestimmungen an jene für 
Asylsuchende wird die Rechtsgleichheit gefördert. 

Eidgenössische Migrationskommission EKM

                                                      

Manuele Bertoli Bettina Looser

Präsident Geschäftsführerin

(Art 74 Abs. 2 AsylG i. V. m. Art. 46 der Asylverordnung 1, AsylV 1). Für diese Personen wird der Bund den Kantonen gemäss Art. 15 VIntA 
eine einmalige Integrationspauschale ausbezahlen, abzüglich der bereits erfolgten Zahlungen im Rahmen des Programms S.


